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Geschäftsbereich der Bundeskanzlerin und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordneter 

Michael 

Kauch 

(FDP) 


Wie erklärt die Bundesregierung den Wider- 
spruch zwischen der Aussage des stellvertre- 
tenden Regierungssprechers Dr. Thomas Steg 
auf der Regierungspressekonferenz am 8. Au- 
gust 2007, in Bezug auf die Beschlussfähigkeit 
des Kabinetts habe es die Zusagen schon in 
der Planung der Urlaubszeit vor der Kabinett- 
sitzung vom 8. August 2007 gegeben und es 
hätte nur am Anfang der Woche noch einmal 
telefonisch sichergestellt werden müssen, „dass 
auch keiner ausfällt“ im Vergleich zur Erklä- 
rung des Bundesministers für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit, Sigmar Gabriel, 
im Bundestagsausschuss für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit am 12. März 
2008, er habe, um die Beschlussfähigkeit si- 
cherzustellen, kurzfristig seinen Urlaub unter- 
brechen und von Mallorca aus nach Berlin flie- 
gen müssen? 


Antwort des Stellvertretenden Chefs des Presse- und 
Informationsamtes der Bundesregierung Michael Sternecker 
vom 8. April 2008 

Die Bundesregierung sieht keinen Widerspruch der beiden in Ihrer 
Frage 1 zitierten Aussagen. Sowohl der stellvertretende Regierungs- 
sprecher Dr. Thomas Steg als auch Bundesminister, Sigmar Gabriel 
haben dargestellt, dass vor der Kabinettsitzung am 8. August 2007 die 
Beschlussfähigkeit sichergestellt wurde. 


2. Abgeordneter 

Michael 

Kauch 

(FDP) 


Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, 
dass von den Erklärungen des stellvertreten- 
den Regierungssprechers Dr. Thomas Steg am 
8. August 2007 und des Bundesministers für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, 
Sigmar Gabriel, am 12. März 2008 zumindest 
eine der beiden unwahr sein muss, und welche 
der beiden Aussagen kann die Bundesregie- 
rung bestätigen? 


Antwort des Stellvertretenden Chefs des Presse- und 
Informationsamtes der Bundesregierung Michael Sternecker 
vom 8. April 2008 


Nein. 
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


3. Abgeordnete 

Veronika 

Bellmann 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Aus- 
strahlung von auch in Deutschland via Satellit 
empfangbaren Sendungen über Fernsehsender 
wie al-Aksa TV oder auch al-Manar TV, in de- 
nen Hass gegen Juden und Israel verbreitet 
wird sowie Kinder zu Attentaten und Mord 
aufgerufen werden, und wann ist mit geeigne- 
ten Maßnahmen zu rechnen, die den Empfang 
derartiger Sendungen wirkungsvoll unterbin- 
den? 


Antwort des Staatsministers Dr. h. c. Gernot Erler 
vom 4. April 2008 

Nach der EU-Richtlinie Fernsehen ohne Grenzen tragen die EU- 
Mitgliedstaaten dafür Sorge, dass Fernsehsendungen nicht zu Hass 
aufgrund von Rasse, Geschlecht, Religion oder Nationalität aufsta- 
cheln. Jeder Mitgliedstaat setzt die Regelungen der Fernsehrichtlinie 
gegenüber denjenigen Veranstaltern durch, die seiner Rechtshoheit 
unterfallen, d. h. die im Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaates niederge- 
lassen sind oder die eine Frequenz, eine Satellitenkapazität oder einen 
Satelliten-uplink dieses Mitgliedstaates nutzen. 

Der Sender al-Aksa TV nutzt über Atlantic Bird die Kapazitäten von 
Eutelsat und unterliegt damit französischer Rechtshoheit. Die zustän- 
digen französischen Stellen haben das Programm auf strafrechtlich 
relevante Inhalte überprüft, bislang jedoch keine Veranlassung zu 
einem Verbot gemäß der Fernsehrichtlinie gesehen. 

Dagegen unterliegt der Sender al-Manar TV nicht der Rechtshoheit 
eines EU-Mitgliedstaates. Bis 2004 wurde er über Eutelsat übertragen. 
Auf Entscheidung der französischen Regulierungsbehörde für audio- 
visuelle Medien, die vom obersten Verwaltungsgericht bestätigt wur- 
de, ist diese Übertragung Ende 2004 eingestellt worden, weil der Sen- 
der antisemitische und zu Hass aufstachelnde Programme ausgestrahlt 
hatte. 

Der sogenannte Spül-over-Effekt von Satelliten, die außerhalb Euro- 
pas betrieben werden, bewirkt allerdings, dass - mit entsprechender 
technischer Ausrüstung - in Teilen der EU auch Drittstaaten-Pro- 
gramme empfangen werden können, ohne dass die EU oder ihre Mit- 
gliedstaaten rechtlich Einfluss darauf nehmen könnten. Hierzu gehö- 
ren Programme, die über die arabischen Satelliten Arabsat, BADR 
und Nilesat ausgestrahlt werden. 

Die Bundesregierung begrüßt daher das Bestreben der zuständigen 
EU-Kommissarin Viviane Reding, die Kooperation zwischen den Re- 
gulierungsbehörden der EU-Mitgliedstaaten und den Regulierungsbe- 
hörden von Drittstaaten zu verstärken und das genannte Problem 
auch im Rahmen der EU-Nachbarschaftspolitik weiterzuverfolgen. 
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Die Bundesregierung steht zudem mit ihren arabischen Partnern in 
Kontakt, um auf ein Ende der Verbreitung antiisraelischer und anti- 
semitischer Propaganda über Drittstaaten-Satelliten hinzuwirken. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


4. Abgeordneter 

Patrick 

Döring 

(FDP) 


Wie viele beamtete Staatssekretäre wurden 
jeweils in der 14., der 15. und der gegenwärti- 
gen 16. Legislaturperiode in den einzelnen 
Bundesministerien in den einstweiligen Ruhe- 
stand versetzt, und wie hoch sind insgesamt 
die Bezüge, die bisher an diese beamteten 
Staatssekretäre für die Dauer ihres einstwei- 
ligen Ruhestandes ausbezahlt wurden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Bens 
vom 10. April 2008 

Die Anzahl der beamteten Staatssekretäre, die in der 14., der 15. und 
der gegenwärtigen 16. Legislaturperiode in den einzelnen Bundes- 
ministerien in den einstweiligen Ruhestand versetzt wurden, ergibt 
sich aus der nachfolgenden Übersicht: 


Ressort 

14. Legislaturperiode 
1998-2002 

15. Legislaturperiode 
2002 - 2005 

16. Legislaturperiode 
2005-31.03.2008 

BK 

0 

1 

0 

AA 

0 

0 

0 

BMI 

2 

0 

1 

BMJ 

1 

1 

1 

BMF 

2 

1 

3 

BMWi 

4 

(davon 2 BMA alt) 

0 

2 

BMAS 

0 

0 

1 

BMELV 

1 

1 

1 

BMVg 

3 

0 

1 

BMFSFJ 

1 

1 

1 

BMG 

2 

1 

0 

BMVBS 

2 

1 

3 

BMU 

1 

0 

1 

BMBF 

2 

0 

1 

BMZ 

1 

0 

0 


Die Bezüge während des einstweiligen Ruhestandes richten sich nach 
§ 4 Abs. 1 und § 14 Abs. 6 des Beamtenversorgungsgesetzes 
(BeamtVG). Seit dem 1. Januar 1999 müssen auch sog. politische Be- 
amtinnen und Beamte die allgemeine Wartefrist für einen Anspruch 
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auf Ruhegehalt erfüllen. Ansonsten werden sie aus dem Beamtenver- 
hältnis entlassen und erhalten - neben der Nachversicherung - zur vo- 
rübergehenden wirtschaftlichen Absicherung ein zeitlich befristetes 
Übergangsgeld (§ 47a BeamtVG). Die Bezugsdauer für das sog. er- 
höhte Ruhegehalt ist auf höchstens drei Jahre beschränkt. Die beson- 
dere Wartefrist für die Versorgung aus dem letzten Amt güt auch für 
die politischen Beamtinnen und Beamten. Ein Hinzuverdienst außer- 
halb des öffentlichen Dienstes wird nach Maßgabe des § 53 BeamtVG 
auf das Ruhegehalt angerechnet. 

Die Höhe der Gesamtbezüge, die während der Dauer des einstweili- 
gen Ruhestandes gezahlt wurden, wird statistisch nicht erhoben. In je- 
dem Einzelfall müssten die persönlichen Daten für die Berechnung 
der Bezüge dem Bundesamt für zentrale Dienste und offene Vermö- 
gensfragen (BADV), das für die Zahlung der Ruhestandsbezüge zu- 
ständig ist, zur Verfügung gestellt werden, um die Gesamtsumme er- 
mitteln zu können. Deshalb ist die Angabe der Gesamtbezüge nicht 
möglich. 


5. Abgeordnete 

Monika 

Lazar 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Hält die Bundesregierung in Anbetracht der 
Straftaten, welche in der ARD-Sendung „Pa- 
norama“ im Beitrag „Nazi-Schulungen für 
Kinder - Bundesregierung schaut tatenlos zu“ 
vom 27. März 2008 angesprochen wurden, ein 
Verbot des Vereins Heimattreue Deutsche 
Jugend e.V. für angebracht, und wie begrün- 
det sie ihre Auffassung? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. August Hanning 
vom 4. April 2008 

Die Bundesregierung nimmt zu Eragen der möglichen Begründetheit 
von Vereinsverboten grundsätzlich nicht öffentlich Stellung. 


6. Abgeordneter 

Carsten 

Müller 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Welchen Handlungsbedarf sieht die Bundes- 
regierung aufgrund der aktuellen Gerichtsent- 
scheidung des Verwaltungsgerichts Göttingen 
(AZ. 3 A 277/07), wonach Beamte keine Pra- 
xisgebühr oder Selbstbeteiligung bei Medika- 
menten zahlen müssen, um schnellstmöglich 
eine gesetzliche Regelung, wie auch bereits im 
Juni 2004 vom Bundesverwaltungsgericht ge- 
fordert, für Beamte zu schaffen (www.bild.de, 
2. April 2008, „Beamte müssen keine Praxisge- 
bühr mehr zahlen“)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Christoph Bergner 
vom 9. April 2008 

Das Urteil des Verwaltungsgerichts Göttingen ist noch nicht rechts- 
kräftig. Die bestehenden Regelungen des Beihilferechts, die den Ab- 
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zug der sogenannten Praxisgebühr und Selbstbeteiligungen enthalten, 
werden daher weiter angewandt. 

Nach der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom 17. Juni 
2004, wonach die Beihilfevorschriften nicht dem Gesetzesvorbehalt 
genügen, hat die Bundesregierung eine den Anforderungen dieses Ge- 
richts folgende gesetzliche Rechtsgrundlage erarbeitet und im Juni 
2005 den Entwurf des Strukturreformgesetzes (Bundesratsdrucksache 
615/05) beschlossen. Dieses Gesetzesvorhaben ist aufgrund der Bun- 
destagswahl im Jahr 2005 nicht abgeschlossen worden. Deshalb hat 
die Bundesregierung eine entsprechende Vorschrift im Rahmen des 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Bundesdisziplinargesetzes, 
des Bundesbeamtengesetzes und weiterer Gesetze vom 18. Juli 2006 
(Bundestagsdrucksache 16/2253) in den Deutschen Bundestag einge- 
bracht; dieses Gesetzgebungsvorhaben ist bislang nicht abgeschlossen 
worden. Mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung und Mo- 
dernisierung des Bundesdienstrechts (Bundestagsdrucksache 16/7076) 
soll das Dienstrecht des Bundes neu geordnet werden; die Bundesre- 
gierung hat daher die erforderliche Rechtsgrundlage zur Neufassung 
der Beilhilfevorschriften in Eorm einer Rechtsverordnung erneut mit 
diesem Gesetzentwurf eingebracht. Zu diesem Gesetzentwurf findet 
am 7. April 2008 eine öffentliche Anhörung im Innenausschuss statt. 
Die Bundesregierung ist zuversichtlich, dass das Gesetz danach zügig 
verabschiedet wird und in Kraft treten kann. 


7. Abgeordneter 
Henry 
Nitzsche 
(fraktionslos) 


Hält die Bundesregierung vor dem Hinter- 
grund des nach Medienberichten vermehrten 
Diebstahls von Autos in der Grenzregion Gör- 
litz (EOCUS 12/2008, S. 188) an der Aussage 
fest, dass eine seriöse Prognose bezüglich des 
Kriminalitätsaufkommens nach der Erweite- 
rung des Schengenraumes durch Polen und 
Tschechien nicht möglich sei (Antwort des Par- 
lamentarischen Staatssekretärs beim Bundes- 
minister des Innern, Peter Altmaier, auf meine 
schriftliche Präge 24 auf Bundestagsdrucksa- 
che 16/7892)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. August Hanning 
vom 4. April 2008 

Ja. 


8. Abgeordneter 
Henry 
Nitzsche 
(fraktionslos) 


Wie prognostiziert die Bundesregierung die 
Entwicklung der Schwarzarbeit und sonstigen 
Kriminalität, insbesondere in den deutschen 
Grenzregionen zu den EU-Mitgliedstaaten 
Polen und Tschechien, nach dem Beitritt dieser 
Mitgliedstaaten zum Schengener Abkommen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. August Hanning 
vom 4. April 2008 

Die Bundesregierung verweist auf die Antwort von Staatssekretär 
Johann Hahlen vom 22. November 2007 (auf Ihre schriftliche Fra- 
ge 28 auf Bundestagsdrucksache 16/7263). 


9. Abgeordnete Plant die Bundesregierung, auch sog. Bundes- 

Gisela trojaner für Smartphones (zum Beispiel 

Piltz iPhone) zu entwickeln, bzw. werden dafür 

(FDP) Forschungsmittel und Personal zur Verfügung 

gestellt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. August Hanning 
vom 7. April 2008 

Das Bundeskriminalamt wird auf der Grundlage geltenden Rechts 
künftige Entwicklungen im Bereich der Informations- und Kommuni- 
kationstechnik ausrichten. Eine detaillierte Auskunft über spezifische 
Einsatzmöglichkeiten würde den erfolgreichen Einsatz der Software 
gefährden. 


10. Abgeordnete 

Sabine 

Zimmermann 

(DIE LINKE.) 


Wie entwickelten sich nach Kenntnis der Bun- 
desregierung die Beschäftigung im öffentlichen 
Dienst im Zeitraum von 1991 bis 2007, auf- 
geschlüsselt nach Voll- und Teilzeitstellen und 
deren relative Anteile in Prozent (Angaben in 
Zweijahresschritten)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Christoph Bergner 
vom 8. April 2008 

Die Entwicklung der Beschäftigung im öffentlichen Dienst von Bund, 
Ländern und Kommunen seit 1991 ist in der nachfolgenden Übersicht 
bis zum Jahr 2006 dargestellt. Für das Jahr 2007 liegen die Daten des 
Statistischen Bundesamtes noch nicht vor. 



Entwicklung der Beschäftigung im öffentlichen Dienst* von 1991 bis 2006 


Jahr 

Beschäftigte 

(Beamte und Arbeitnehmer) 

1991 

1993 

1995 

1997 

1999 

2001 

2003 

2005 

2006 

Bund 

394.700 

372.000 

352.000 

334.600 

320.400 

309.200 

304.200 

296.300 

292.900 

Vollzeit 

371.500 

348.400 

327.300 

307.700 

289.300 

270.300 

256.100 

242.400 

237.200 

Teilzeit 

23.200 

23.600 

24.700 

26.900 

31.100 

38.900 

48.100 

53.800 

55.600 

Teilzeitanteil in % 

5,9 

6,3 

7,0 

8,0 

9,7 

12,6 

15,8 

18,2 

19,0 











Länder 

2.572.000 

2.510.700 

2.453.400 

2.401.900 

2.313.700 

2.178.900 

2.155.300 

2.076.900 

2.054.500 

Vollzeit 

2.129.000 

2.012.000 

1.939.700 

1.881.800 

1.766.800 

1.622.700 

1.559.200 

1.459.200 

1.429.300 

Teilzeit 

442.900 

498.600 

513.700 

520.100 

546.900 

556.200 

596.100 

617.700 

625.200 

Teilzeitanteil in % 

17,2 

19,9 

20,9 

21,7 

23,6 

25,5 

27,7 

29,7 

30,4 











Gemeinden/ 

Zweckverbände 

2.051.400 

1.946.800 

1.801.500 

1.683.400 

1.609.700 

1.537.100 

1.479.900 

1.337.800 

1.316.800 

Vollzeit 

1.631.300 

1.516.400 

1.333.300 

1 .224.900 

1.115.200 

1.026.200 

953.200 

848.800 

828.400 

Teilzeit 

420.000 

430.300 

468.300 

458.500 

494.500 

510.900 

526.800 

489.000 

488.400 

Teilzeitanteil in % 

20,5 

22,1 

26,0 

27,2 

30,7 

33,2 

35,6 

36,6 

37,1 











Mittelbarer 

öffentlicher Dienst 

325.100 

387.900 

449.900 

450.500 

457.300 

545.100 

595.100 

652.400 

678.200 

Vollzeit 

287.700 

342.300 

390.300 

379.200 

368.000 

417.300 

430.600 

456.200 

471.900 

Teilzeit 

37.500 

45.500 

59.600 

71.300 

89.400 

127.800 

164.500 

196.200 

206.300 

Teilzeitanteil in % 

11,5 

11,7 

13,2 

15,8 

19,5 

23,4 

27,6 

30,1 

30,4 











insgesamt 

5.343.200 

5.217.300 

5.056.800 

4.870.400 

4.701.100 

4.570.300 

4.534.600 

4.363.300 

4.342.300 

Vollzeit 

4.419.500 

4.219.100 

3.990.600 

3.793.600 

3.539 

3.336.500 

3.199.100 

3.006.600 

2.966.800 

Teilzeit 

923.600 

998.000 

1.066.300 

1.076.800 

1.161.900 

1.233.800 

1.335.500 

1.356.700 

1.375.500 

Teilzeitanteil in % 

17,3 

19,1 

21,1 

22,1 

24,7 

27,0 

29,5 

31,1 

31,7 


* Ohne Post, Bahn und Berufs- und Zeitsoldaten. 


O) 

w 

00 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode - 7 - Drucksache 1 




Drucksache 16/8811 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


11. Abgeordnete 

Sabine 

Zimmermann 

(DIE LINKE.) 


Wie viele Leiharbeitnehmer (nach dem Arbeit- 
nehmerüberlassungsgesetz) wurden in den Jah- 
ren von 1991 bis 2007 im Bereich des öffent- 
lichen Dienstes, insbesondere auch in der Ver- 
waltung des Deutschen Bundestages, in wel- 
chen Tätigkeitsbereichen eingesetzt (Angaben 
in Zweijahresschritten)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Christoph Bergner 
vom 8. April 2008 

Die Zahl der Leiharbeitnehmer nach dem Arbeitnehmerüberlassungs- 
gesetz im Bereich der Bundesministerien und der Verwaltung des 
Deutschen Bundestages ergibt sich aus der nachfolgenden Übersicht. 
Statistische Angaben über die Beschäftigung in Lorm von Leiharbeits- 
verhältnissen werden nicht zentral erhoben. Daher sind Angaben für 
den Zeitraum von 1991 bis 2000 nicht möglich. Lür den Zeitraum ab 
dem Jahr 2001 sind die Angaben einzeln ermittelt worden. 



2001 

2003 

2005 

2007 

Bundesministerien 

31 

64,5 

91 

247 

Deutscher Bundestag 

19 

10,95 

23,3 

28,7 


Die Leiharbeitnehmer waren überwiegend in den Bereichen Sekreta- 
riatsaufgaben und Bürosachbearbeitung, Datenerfassung, Telefonzen- 
trale, Liegenschaftsverwaltung, Boten- und Pförtnerdienste, Kraftfah- 
rer und Registratur eingesetzt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


12. Abgeordnete 

Dr. Dagmar 
Enkelmann 

(DIE LINKE.) 


Welche Nutzungsvarianten für das Gesamt- 
areal „Klub am See“ in Strausberg einschließ- 
lich Klubgebäude hat die Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben in der zu erstellenden 
Machbarkeitsstudie in Auftrag gegeben, und 
wann wird das Ergebnis vorliegen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 10. April 2008 

Die von der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben in Auftrag gege- 
bene Machbarkeitsstudie soll mögliche Nutzungsalternativen mit zu- 
gehörigen Marktanalysen, die jeweilige Wirtschaftlichkeit und einher- 
gehende Marktrisiken/-chancen untersuchen. Unter anderem sind 
Nutzungen als Tagungshotel sowie als Wohnungen zu untersuchen. 
Um Ergebnisse nicht zu präjudizieren, wurden weitere Vorfestlegun- 
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gen auf bestimmte Nutzungsvarianten nicht getroffen. Die Studie soll 
Ende April/Anfang Mai 2008 fertiggestellt werden. 


13. Abgeordneter 

Hans-Kurt 

Hill 

(DIE EINKE.) 


Wie hoch waren die Mehrwertsteuereinnah- 
men des Bundes aus Energie, aufgeschlüsselt 
jeweüs nach Strom, Erdgas, Heizöl und Kraft- 
stoffen, jeweils in den Jahren 2004, 2005, 2006 
und 2007? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Nicolette Kressl 
vom 9. April 2008 

Die Eieferungen von Energie im Inland haben nach den amtlichen 
Umsatzsteuerstatistiken 2004 und 2005 folgendes Volumen besessen: 


Wirtschaftskennziffer 

Bereich 

Leistungen in Mio. € 



2004 

2005 

40.1 

Elektrizitätsversorgung 

148 816 

128 001 

40.2 

Gasversorgung 

18 255 

21 526 

50.5 

Tankstellen 

11 533 

12 498 

52.63.1 

Einzelhandel mit 

Brennstoffen 

6 233 

6 787 


Summe 

184 837 

168 812 


1) Einschließlich Nebenumsätze. 

2) Eine Differenzierung nach Heizöl ist nicht möglich. 


Eür die Jahre 2006 und 2007 liegen entsprechende Daten derzeit noch 
nicht vor. 

Die Umsatzsteuer in ihrer Ausprägung als Allphasen-Netto-Mehrwert- 
steuer ist durch den Vor Steuerabzug für unternehmerische Eeistungs- 
empfänger gekennzeichnet. Daher wird von den steuerpflichtigen 
Eeistungen nur der Anteil als Einnahme kassenwirksam, der auf der 
Endstufe von privaten Verbrauchern, öffentlicher Hand sowie weite- 
ren Wirtschaftsbereichen ohne Vorsteuerabzugsberechtigung (z. B. 
Gesundheitsbereich, Banken, Versicherungen) bezogen wird. Dieser 
Anteil ist der amtlichen Statistik nicht zu entnehmen. Unter Berück- 
sichtigung von Sekundärinformationen (z. B. Veröffentlichungen der 
AG Energiebilanzen e. V. bzw. des Deutschen Instituts für Wirt- 
schaftsforschung) wird ein Eetztverbrauch in Höhe von ca. 60 Prozent 
angenommen. Somit ergeben sich bei einem seinerzeit geltenden Nor- 
malsatz von 16 Prozent für das Jahr 2004 gesamtstaatliche Umsatz- 
steuereinnahmen aus Energie von rd. 17,7 Mrd. Euro sowie für das 
Jahr 2005 rd. 16,2 Mrd. Euro. Davon entfallen auf den Bund im Jahr 
2004 rd. 9 Mrd. Euro und im Jahr 2005 rd. 8,3 Mrd. Euro. 




Drucksache 16/8811 


- 10 - 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


14. Abgeordneter 

Dr. Gerhard 
Schick 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie sieht die konkrete Unterstützung des Bun- 
desministeriums der Einanzen als Mitglied des 
Arbeitskreises „Moderne Einanzausbildung“ 
der privaten Initiative Einanzstandort 
Deutschland (lED) aus, besonders in Bezug 
auf die „Unterstützung der Eandesministerien 
bei der Einbindung von Wirtschafts-, Einanz- 
und Kapitalmarktthemen in die Eehrpläne und 
Eehrerfortbildung“ (Kurzprofil der Moder- 
nen Einanzausbüdung unter www.finanzstand- 
ort.de), und zu welchen konkreten Ergebnissen 
hat sie geführt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Nicolette Kressl 
vom 9. April 2008 

Das Bundesministerium der Einanzen beteiligt sich an der Arbeit des 
Arbeitskreises „Moderne Einanzausbüdung“ der Initiative Einanz- 
standort Deutschland (lED) durch regelmäßige Teilnahme an dessen 
Sitzungen sowie durch Beteiligung an inhaltlichen Abstimmungen mit 
den Mitgliedern des Arbeitskreises zu einzelnen Vorhaben. 

Der Eokus der Arbeit des Arbeitskreises ist auf die Stärkung der 
finanziellen Allgemeinbildung in Schulen gerichtet, für die der Bund 
keine eigene Zuständigkeit hat. Das Bundesministerium der Einanzen 
kann als Initiator und Mitglied der lED daher lediglich Beobachter in 
diesem Arbeitskreis sein und privates Engagement der Einanzwirt- 
schaft in Sachen „Moderne Einanzausbüdung“ anregen. 

Großes Augenmerk legt der Arbeitskreis auf eine verstärkte Imple- 
mentierung finanzwirtschaftlicher Themen in den Eehrplänen der 
Eänder. Zudem veranstaltete er mehrfach erfolgreich Aktionstage zur 
Eehrerfortbildung. Das Interesse der Kultusministerien der Eänder an 
einer Nutzung der von der lED angebotenen Hilfen war bisher aller- 
dings eher verhalten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technoiogie 


15. Abgeordneter Inwieweit und unter welchen Voraussetzungen 

Otto kann bei der Genehmigung von Kies- und 

Fricke Sandabbau (Auskiesungen) die Anwendung 

(EDP) des Bergrechts zum Entfallen anderer Geneh- 

migungserfordernisse und zur Absenkung der 
rechtlichen Voraussetzungen - insbesondere 
zu einer geringeren Gewichtung naturschutz- 
rechtlicher Belange - für die Erteilung der Ge- 
nehmigung führen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hartmut Schauerte 
vom 8. April 2008 

Die Genehmigung von Auskiesungen nach Bergrecht erfolgt im Hin- 
blick auf Art und Umfang der Abbauvorhaben im Wege des Planfest- 
stellungsverfahrens mit Umweltverträglichkeitsprüfung, bei dem die 
angesprochenen naturschutzrechtlichen Belange und sonstigen öffent- 
lich-rechtlichen Voraussetzungen einschließlich der landesplaneri- 
schen Vorgaben in vollem Umfang zu beachten sind. Eine Verminde- 
rung der rechtlichen Voraussetzungen ist mit diesem Verfahren nicht 
verbunden. Es ist Aufgabe der Eänder, für eine ausgewogene Ausge- 
staltung der landesplanerischen Vorgaben zu sorgen und das vorhan- 
dene genehmigungsrechtliche Instrumentarium entsprechend den 
Umständen des Einzelfalls konsequent zu nutzen. 


16. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Gibt es ein Programm der Bundesregierung 
zur Eörderung von Euhrparkmanagementsys- 
temen, das vergleichbar dem der Ereien und 
Hansestadt Hamburg Unternehmen, die mit 
Hilfe solcher Systeme die Treibstoffkosten ih- 
rer Eahrzeugflotte senken wollen, finanzielle 
Zuschüsse gewährt? 


Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann 
vom 10. April 2008 

Eragen des betrieblichen Mobilitätsmanagements waren in der Ver- 
gangenheit und sind auch aktuell Gegenstand von Eorschungsvor ha- 
ben. Eorschungsfremde Zuschüsse wurden dagegen nach Kenntnis 
des für das Verkehrsforschungsprogramm des Bundes federführenden 
Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie nicht gewährt. 


17. Abgeordneter 
Klaus 
Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Wenn ja, wie ist dieses Programm ausgestaltet, 
wenn nein, ist ein derartiges Eörderprogramm 
als Beitrag zur Verringerung der CO 2 - und 
sonstigen Schadstoffemissionen geplant? 


Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann 
vom 10. April 2008 

Auch für die Zukunft sind keine derartigen forschungsfremden finan- 
ziellen Zuschüsse aus Eörderprogrammen des Bundes für den Ver- 
kehrsbereich geplant. 


18. Abgeordneter 
Uwe 

Schummer 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Anhaltspunkte dafür, 
dass aufgrund der Verdingungsver Ordnung für 
Eeistungen Teil A (VOE/A) Schulbücher zen- 
tral ausgeschrieben werden müssen, obwohl 
aufgrund der Buchpreisbindung identische 
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Preise die Regel sind, so dass das Los entschei- 
det und Buchtransporte durch das Bundesge- 
biet entstehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Hintze 
vom 10. April 2008 

Die VOL/A schreibt vor, dass Leistungen im Wettbewerb zu vergeben 
sind. Hierzu zählen auch Lieferleistungen wie das Beschaffen von 
Schulbüchern. 

Der Bundesregierung ist es seinerzeit nicht gelungen, sich im Rat der 
Europäischen Union durchzusetzen, die der Buchpreisbindung unter- 
liegenden Schulbücher von den Beschaffungsregeln auszunehmen. Im 
Übrigen zeigt mittlerweile die Ausschreibungspraxis, dass nicht nur 
der Preis, sondern auch andere Kriterien in Wettbewerb gesetzt wer- 
den, wie beispielsweise Service, Lieferzeit und sonstige Lieferbedin- 
gungen, so dass trotz Buchpreisbindung wettbewerbliche Vergaben zu- 
stande kommen können. 


19. Abgeordneter 
Uwe 

Schummer 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung Anzeichen dafür, 
dass durch die gleichzeitige Anwendung von 
Buchpreisbindung und VOL/A kleinere Buch- 
handlungen bei Schulbuchbestellungen gegen- 
über Großbetrieben benachteiligt werden, und 
wenn ja, wie gedenkt sie dem zu begegnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Hintze 
vom 10. April 2008 

Die VOL/A beinhaltet ein Diskriminierungsverbot für alle Teilnehmer 
am Wettbewerb. Daraus ergibt sich die Gleichheit der Ausschrei- 
bungsbedingungen für alle Bieter. 

Darüber hinaus sieht § 5 VOL/A die Vergabe nach Losen vor. Dieses 
in der Vergabepraxis gut angenommene Instrument dient gerade der 
Förderung mittlerer und kleiner Unternehmen bei der Ausschreibung 
öffentlicher Aufträge. 


20. Abgeordneter 
Uwe 

Schummer 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung Handlungsbedarf 
dafür, dass aufgrund der durch die VOL/A 
geregelten Vergabeordnung für Schulbücher 
ein erhöhter Ausstoß von CO 2 erfolgt, wenn 
die Transporte von Buchverlag über Buch- 
handlung bis Auftraggeber nicht auf dem di- 
rekten Weg erfolgen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Hintze 
vom 10. April 2008 

Die Bundesregierung kann nicht erkennen, dass infolge der VOL/A 
Schulbuchtransporte nicht auf direktem Weg erfolgen dürfen. Die 
VOL/A enthält lediglich Einkaufsregelungen. 


21. Abgeordneter 
Uwe 

Schummer 

(CDU/CSU) 


Wie gedenkt die Bundesregierung den Wider- 
spruch zu lösen, wenn durch die VOL/A der 
wirtschaftliche Wettbewerb gestärkt werden 
soll, aber die Buchpreisbindung, die in 
Deutschland herrscht, diesem entgegenwirkt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Hintze 
vom 10. April 2008 

Wie in der Antwort zu Frage 18 beschrieben, zeigt die Vergabepraxis, 
dass trotz Buchpreisbindung häufig wettbewerbliche Vergaben zustan- 
de kommen, da neben dem Preis andere Lieferkriterien zueinander in 
Wettbewerb gesetzt werden. Auch bei Ausschreibungen von Leistun- 
gen, die der Marktpreisbildung unterliegen, geht die Vergabepraxis 
zunehmend dazu über, nicht nur den Preis, sondern Qualität und 
Zweckmäßigkeit der Leistung als maßgebliches Zuschlagskriterium 
zugrunde zu legen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaies 


22. Abgeordneter 

Volker 
Schneider 
(Saarhrücken) 
(DIE LINKE.) 


Von welcher Rentenerhöhung geht die Regie- 
rung in den Jahren 2012 bis 2014 aus, wenn 
die in den Jahren 2008 und 2009 ausgesetzte 
Dämpfung durch den Riester-Faktor, wie der- 
zeit geplant, nachgeholt werden soll, und wel- 
che wirtschaftlichen Annahmen (Bruttolohn- 
entwicklung, Entwicklung der sozialversiche- 
rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisse 
etc.) legt sie bei der Kalkulation hierfür zu- 
grunde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Brandner 
vom 7. April 2008 

Durch die Verschiebung der in den Jahren 2008 und 2009 bei der 
Rentenanpassung zu berücksichtigenden Veränderung des Altersvor- 
sorgeanteils auf die Jahre 2012 und 2013 wird die Rentenanpassung 
jeweils um rund 0,65 Prozentpunkte gedämpft. Ergebnisse einer Mo- 
dellrechnung zur Höhe der aktuellen Rentenwerte werden im Gesetz- 
entwurf enthalten sein, der derzeit aber noch nicht vorliegt. Dabei 
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werden die im Rentenversicherungsbericht 2007 dargelegten Annah- 
men zur wirtschaftlichen Entwicklung zugrunde gelegt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 


23. Abgeordneter 

Hans-Josef 

Fell 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Eiegen der Bundesregierung Erkenntnisse da- 
rüber vor, ob sich bestimmte Pflanzenöle che- 
misch und ökonomisch besser für das so ge- 
nannte Hydrierungsverfahren eignen als ande- 
re, und falls ja, wie fällt der Vergleich zwischen 
Palmöl und Rapsöl aus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller 
vom 3. April 2008 

Im Zuge des Integrierten Energie- und Klimaprogramms von Mese- 
berg wurde das gemeinsame Hydrieren von pflanzlichen und mineral- 
ölstämmigen Ölen in einem rafflnerietechnischen Verfahren und die 
Anrechnung des entstehenden Kraftstoffes auf die Biokraftstoffquote 
in Höhe von bis zu 3 Prozent ab dem Jahr 2010 beschlossen. 

Die Hydrierung von Pflanzenölen verspricht durch deutliche techni- 
sche Vorteile die Möglichkeit, dass dem fossilen Dieselkraftstoff höhe- 
re Bioanteüe zugemischt werden können. 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse zu spezifischen chemi- 
schen oder ökonomischen Vorteilen im Vergleich bestimmter Pflan- 
zenöle bei der Nutzung in Hydrierungsverfahren vor. Im Allgemeinen 
besteht trotz aktuell zu verzeichnender Annäherung der Preisunter- 
schiede zwischen Raps- und Palmöl gegenwärtig ein Preisvorteil für 
Palmöl von mehr als 10 Prozent. Teile der Mineralölwirtschaft weisen 
darauf hin, dass bei der Verwendung von Rapsöl beim Hydrierungs- 
verfahren im Vergleich zu Palmöl ein höherer Wasserstoffbedarf be- 
stehe. 


24. Abgeordnete 

Dr. Kirsten 
Tackmann 
(DIE EINKE.) 


Welche ersten Erkenntnisse liegen der Bundes- 
regierung im Rahmen des Modellvorhabens 
gemeinsam mit dem Deutschen Bauernver- 
band (DBV) und dem Deutschen Jagdschutz- 
verband (DJV) vor (Jagdmethoden Schwarz- 
wild, siehe Bundestagsdrucksache 16/5887), 
und an welchen Standorten werden Daten des 
Modellvorhabens erhoben? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ursula Heinen 
vom 7. April 2008 

Der Deutsche Jagdschutzverband und der Deutsche Bauernverband 
haben gemeinsam die Projektleitung in dem am 30. August 2007 be- 
willigten Modellvorhaben „Schwarzwildbewirtschaftung in der Agrar- 
landschaft - Probleme und Maßnahmen“ übernommen. Bisher wur- 
den sechs Teilnehmerbetriebe in den Bundesländern Mecklenburg- 
Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Niedersachsen, Hessen 
und Bayern ausgewählt. Die wüdbiologischen Daten werden vom In- 
stitut für Waldökologie und Waldinventuren des Johann Heinrich von 
Thünen-Institutes in Eberswalde, die agrarökonomischen Daten von 
der Fachhochschule Südwestfalen in Soest erhoben. Ergebnisse liegen 
bisher nicht vor. 


25. Abgeordnete 

Dr. Kirsten 
Tackmann 
(DIE EINKE.) 


Welche Ergebnisse liegen der Bundesregierung 
zu den Untersuchungen der Wirkung bleihalti- 
ger Munition im Zusammenhang mit Vergif- 
tungserscheinungen bei Fisch- und Seeadlern 
vor (siehe Bundestagsdrucksache 16/5887, 
Antwort auf Frage 1)1 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ursula Heinen 
vom 7. April 2008 

Untersuchungen über Krankheiten und Todesursachen von Seeadlern 
und die Risiken bleihaltiger Jagdmunition werden vom Eeibnitz-Insti- 
tut für Zoo- und Wildtierforschung Berlin (IZW) unter anderem im 
Rahmen eines FuE-Projektes (FuE: Forschung und Entwicklung) 
„Bleivergiftung bei Seeadlern - Ursachen und Eösungsansätze“ 
durchgeführt. Des Weiteren läuft seit Sommer 2006 in Brandenburg 
unter der Federführung des Ministeriums für Eändliche Entwicklung 
ein interdisziplinäres Forschungsprojekt zum Einsatz bleifreier Muni- 
tion im praktischen Jagdbetrieb (Bleifreimonitoring). Beide Untersu- 
chungen sind noch nicht abgeschlossen. 


26. Abgeordnete 

Dr. Kirsten 
Tackmann 
(DIE EINKE.) 


Wie bewertet die Bundesregierung die von 
einigen Bundesländern zugelassene Bejagung 
der Nilgans in Bezug auf das Bundesjagdgesetz 
und die EU-Vogelschutzrichtlinie? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ursula Heinen 
vom 7. April 2008 

Das Bundesjagdgesetz (BJagdG) eröffnet den Eändern die Möglich- 
keit - über die im Bundesrecht bereits erfassten Tierarten hinaus - 
weitere Tierarten zu bestimmen, die dem Jagdrecht unterliegen (§ 2 
Abs. 2 BJagdG). Dabei haben die Eänder internationale Vorgaben, 
wie sie sich z. B. durch die Vogelschutzrichtlinie ergeben, zu beachten. 
Sofern diese - wie im vorliegenden Fall - nicht entgegenstehen, kön- 
nen die Eänder hierzulande vorkommende Tierarten dem Jagdrecht 
unterwerfen. 
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27. Abgeordnete 

Dr. Kirsten 
Tackmann 
(DIE LINKE.) 


Wie bewertet die Bundesregierung das seit 
dem 3. März 2008 verhängte Importverbot 
nicht gegen die Blauzungenkrankheit geimpf- 
ter Rinder von Erankreich nach Italien, und 
wie wirkt sich das konkret auf Exporte deut- 
scher Rinder nach Italien aus? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ursula Heinen 
vom 7. April 2008 

Die Bundesregierung betrachtet das von Italien verhängte Importver- 
bot gegen französische Rinder, die nicht gegen die Blauzungenkrank- 
heit (BT) geimpft sind, als übereinstimmend mit den Regeln der 
Verordnung (EG) Nr. 1266/2007, da die italienischen Behörden mit 
den französischen Behörden eine entsprechende Vereinbarung abge- 
schlossen haben. Sie hält aber die von Italien gegenüber anderen Mit- 
gliedstaaten, die ihre Wiederkäuer durch französische BT-Sperrzonen 
nach Italien und von dort in andere Mitgliedsländer oder Drittländer 
verbringen, ergriffenen Eolgemaßnahmen mit dem Gemeinschafts- 
recht für unvereinbar, da sie einseitig ergriffen wurden und der gelten- 
den harmonisierten Rechtslage widersprechen. 

Die italienische Eolgemaßnahme berührt die Verbringung deutscher 
Wiederkäuer nach Italien nur dann, wenn BT-Sperrzonen in Erank- 
reich durchfahren werden, die Tiere nicht gegen BT geimpft sind und 
Aufenthalts- bzw. Ruheorte im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1/ 
2005 benutzt werden. Ausnahmen bestehen dann, wenn folgende Be- 
dingungen eingehalten werden: 

- nach den ersten 14 Beförderungsstunden findet in Erankreich nur 
eine einstündige Ruhepause ohne Entladung statt und im Bedarfs- 
fälle beträgt die anschließende Ruhepause auf italienischem Staats- 
gebiet nicht länger als 24 Stunden (mit Entladung), 

- wenn die Ruhepause im französischen BT-Sperrgebiet 24 Stunden 
beträgt, findet auf italienischem Staatsgebiet eine Ruhepause von 
nicht länger als einer Stunde ohne Entladung statt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


28. Abgeordneter 

Alexander 

Bonde 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Militärkooperationen und Rüstungs- 
vorhaben wurden anlässlich der deutsch-israeli- 
schen Regierungskonsultationen behandelt 
bzw. beschlossen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Schmidt 
vom 1. April 2008 

Anlässlich der deutsch-israelischen Regierungskonsultationen wurden 
konkrete Möglichkeiten zur Vertiefung der bilateralen militärischen 
Kooperation im Bereich der Ausbildung von Stabsoffizieren, des ver- 
stärkten Austausches von Offizieranwärterinnen und -anwärtern und 
der Zusammenarbeit der Sanitätsdienste besprochen. Darüber hinaus 
wurde ein Memorandum of Understanding unterzeichnet, welches 
den Status und die Rahmenbedingungen zur Ausbildung entsandter 
deutscher und israelischer Soldatinnen und Soldaten grundsätzlich re- 
gelt. 

Im Bereich möglicher Rüstungskooperationsfelder wurden unter an- 
derem „Schutz von Fahrzeugen“, „Gegenmaßnahmen zur Abwehr 
von improvisierten Spreng- oder Brandvorrichtungen“ und „Unbe- 
mannte Luftfahrzeuge“ angesprochen. 


29. Abgeordneter 

Alexander 

Bonde 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass 
die möglichen negativen Auswirkungen des 
amerikanischen Raketenabwehrsystems - wie 
z. B. Trümmer, Fallout und Auswirkungen 
elektromagnetischer Impulse - auf die Bundes- 
republik Deutschland hinreichend wissen- 
schaftlich untersucht sind, und welche Ergeb- 
nisse oder weiteren Untersuchungen sind nach 
ihrer Auffassung für eine abschließende 
Risikobewertung erforderlich? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Schmidt 
vom 1. April 2008 

Um eine ausreichende, grundsätzliche Risikobewertung mit Blick auf 
mögliche negative Auswirkungen durch das Abfangen ballistischer 
Flugkörper durchführen zu können, hat das Bundesministerium der 
Verteidigung 2007 zwei Studien mit unterschiedlichen Schwerpunkten 
in Auftrag gegeben. Mit den Untersuchungen zum Trümmerverhalten 
nach einem Abfangvorgang eines ballistischen Flugkörpers wurde im 
Mai 2007 die Technisch-mathematische Studiengesellschaft beauf- 
tragt. Das Wehrwissenschaftliche Institut für Schutztechnologien un- 
tersucht seit Mai 2007 die möglichen durch einen Abfangvorgang ver- 
ursachten Gefährdungen durch Kernwaffendetonationen in großen 
Höhen. Diese Studien sind noch nicht abgeschlossen. Wegen der 
Komplexität der Untersuchungen kann ein Abschluss nur schwer 
prognostiziert werden, ist aber für Dezember 2008 angestrebt. 

Am 1 1 . Dezember 2007 haben die Auftragnehmer der Studien Zwi- 
schenergebnisse vorgestellt. Als ein wichtiges Ergebnis wurde festge- 
stellt, dass, mit Blick auf die geplante Stationierung der amerikani- 
schen Abfangflugkörper in Polen, die Trümmer eines in der mittleren 
Flugphase (exoatmosphärisch) abgefangenen ballistischen Flugkör- 
pers entlang der ursprünglichen Flugbahn mit einer Streuung von bis 
zu einigen hundert Kilometern im Zielgebiet niedergehen werden. Die 
Untersuchungen zu den Auswirkungen der Trümmer am Boden dau- 
ern an. Hinsichtlich der konkreten Auswirkungen einer Kernwaffen- 
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detonation in großen Höhen konnten noch keine belastbaren Erkennt- 
nisse vorgestellt werden. 

Eine abschließende Bewertung kann erst nach Abschluss der beauf- 
tragten Studien vorgenommen werden. Erst wenn belastbare Ergeb- 
nisse vorhanden sind, kann über gegebenenfalls notwendige weiterfüh- 
rende Untersuchungen entschieden werden. 

Bereits jetzt lässt die Bundesregierung die vorhandenen, belastbaren 
Studienergebnisse in die Arbeiten der entsprechenden NATO-Gre- 
mien einfließen, um zu einer im Bündnis abgestimmten Risikobewer- 
tung zu gelangen. 


30. Abgeordneter 

Roland 

Claus 

(DIE EINKE.) 


Wie viele Eeutnante, Hauptleute, Stabsoffizie- 
re und Admirale bzw. Generale der Bundes- 
wehr sind heute im Dienst befindlich (bitte ein- 
zeln aufschlüsseln)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 7. April 2008 

In der Bundeswehr leisten mit Stichtag 3. April 2008 Dienst: 


- Eeutnante 

12501 

- Hauptleute 

10921 

- Stabsoffiziere 

13 726 

- Generale/Admirale 

210. 


31. Abgeordneter 

Roland 

Claus 

(DIE EINKE.) 


Bis wann ist eine Angleichung der Versor- 
gungsleistungen im Ealle einer Wehrdienstbe- 
schädigung für ostdeutsche Bundeswehrange- 
hörige von 88,14 Prozent auf 100 Prozent vor- 
gesehen, und falls keine Angleichung geplant 
ist, warum nicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 7. April 2008 

Nach §2 Nr. 14, 15 der Soldatenversorgungs-Übergangsverordnung 
vom 24. März 1993 (BGBl. I S. 378) ist die volle Anpassung der Ver- 
sorgungsbezüge aus der Beschädigtenversorgung nach dem Soldaten- 
versorgungsgesetz (SVG) für wehrdienstbeschädigte Soldatinnen und 
Soldaten und deren Hinterbliebene im Beitrittsgebiet abhängig von 
der Erhöhung der Versorgungsbezüge nach den Vorschriften des Bun- 
desversorgungsgesetzes (BVG) im Beitrittsgebiet. 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-19- 


Drucksache 16/8811 


Für die Anpassung dieser Versorgungsbezüge werden nach § 56 BVG 
die maßgebenden Daten für die Bestimmung des aktuellen Renten- 
wertes in der gesetzlichen Rentenversicherung zugrunde gelegt. 

Im Ergebnis ist somit gesetzlich geregelt, dass eine volle Anpassung 
der Versorgungsbezüge für wehrdienstbeschädigte Soldatinnen und 
Soldaten und deren Hinterbliebene bei einer vollen Angleichung der 
oben genannten Leistungen eintritt (Anpassungsautomatik). Wann 
dieser Anpassungsprozess abgeschlossen sein wird, lässt sich derzeit 
nicht prognostizieren, da dies von der weiteren Angleichung der wirt- 
schaftlichen Verhältnisse im Beitrittsgebiet abhängt. 


32. Abgeordnete 

Mechthild 

Dyckmans 

(FDP) 


Wie sind der aktuelle Stand der Planungen 
und der zeitliche Ablauf bezüglich der Konver- 
sion der Fritz-Erler-Kaserne in Fuldatal-Roth- 
westen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 3. April 2008 

Die Truppe hat die Fritz-Erler-Kaserne in Fuldatal-Rothwesten zum 
31. Dezember 2007 geräumt. Das zuständige Bundeswehr-Dienstleis- 
tungszentrum Bad Arolsen bereitet zurzeit die Abgabe der Liegen- 
schaft mit ihren etwa 60 Gebäuden an die Bundesanstalt für Immobi- 
lienaufgaben im Zuständigkeitsbereich des Bundesministeriums der 
Finanzen vor. Die Übergabe wird für Juli 2008 angestrebt. 

Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben bemüht sich - unabhängig 
von der formalen Übergabe - bereits seit längerem im Benehmen mit 
der Gemeinde Fuldatal um die Konversion der Kaserne. Sie hat die 
Liegenschaft im Herbst letzten Jahres öffentlich zum Verkauf angebo- 
ten. Leider haben die eingegangenen Angebote die zuvor in einer 
Machbarkeitsstudie aufgezeigten Ansiedlungsszenarien nicht bestätigt. 
Da insbesondere kein Investor für die Gesamtliegenschaft gefunden 
werden konnte, wird zurzeit geprüft, ob eine kleinteüige Vermarktung 
wirtschaftlich zu realisieren ist. Dazu wird die Bundesanstalt in Kürze 
unter Beteiligung des Hessischen Baumanagements eine Erschlie- 
ßungsplanung in Auftrag geben, die Auskunft geben soll, ob die Kos- 
ten für die erforderliche Sanierung der vorhandenen Erschließungsein- 
richtungen bzw. eine teilweise erforderliche Neuerschließung durch zu 
erwartende Veräußerungserlöse gedeckt werden können. Vom Ergeb- 
nis dieser Untersuchungen hängt die weitere Vorgehensweise ab. 


33. Abgeordnete 

Inge 

Höger 

(DIE LINKE.) 


Welche Kosten fallen für die Durchführung 
der Bundeswehr-Olympix 2008 vom 30. Mai 
bis 1. Juni 2008 in Warendorf insgesamt an? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Schmidt 
vom 1. April 2008 

Für die Finanzierung der geplanten Veranstaltung Bundeswehr-Olym- 
pix 2008 vom 30. Mai bis l.Juni 2008 in Warendorf sind rund 
300 000 Euro vorgesehen. 


34. Abgeordnete 

Inge 

Höger 

(DIE LINKE.) 


An welchen Orten außerhalb Deutschlands wa- 
ren Angehörige des Kommandos Spezialkräfte 
(KSK) und der Kampfschwimmerkompanie 
der Spezialisierten Einsatzkräfte Marine/SEK 
(M) (Verwendungsgruppe 3402) im Jahr 2007 
im Einsatz (bitte aufgeschlüsselt nach Einsatz- 
ort, Einsatzstärke und Auftrag)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 3. April 2008 

Die Bundesregierung informiert die Vorsitzenden, die stellvertreten- 
den Vorsitzenden und die Obleute des Verteidigungsausschusses und 
des Auswärtigen Ausschusses auf vertraulicher Basis vor der Entsen- 
dung von Spezialkräften der Bundeswehr und nach Abschluss von 
wichtigen Einzeloperationen während des Einsatzes, sobald und so- 
weit dies ohne Gefährdung des Einsatzes, der Soldaten oder ihrer An- 
gehörigen möglich ist. Die Obleute sind ermächtigt, diese Informatio- 
nen vertraulich an die Fraktionsvorsitzenden weiterzugeben. 

Weitergehende Informationen werden zu den Einsätzen der Spezial- 
kräfte nicht gegeben. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


35. Abgeordneter 

Carsten 

Müller 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die aktuelle 
Gesetzeslage nach § 95 Abs. 7 Satz 3 des Fünf- 
ten Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) (Ende 
der Kassenzulassung wegen Erreichen der Al- 
tersgrenze), dessen Verfassungsmäßigkeit in 
meiner schriftlichen Frage 81 auf Bundestags- 
drucksache 16/8664 nicht angezweifelt wurde, 
in Verbindung mit den Ausnahmemöglichkei- 
ten des 2007 in Kraft getretenen Vertragsarzt- 
rechtsänderungsgesetzes, und, wenn kein wei- 
terer Handlungsbedarf gesehen wird, welche 
Gründe sprechen seitens der Bundesregierung 
gegen eine Änderung oder Aufhebung der 
grundsätzlichen Altersgrenze im SGB V durch 
die Legislative, auch u. a. vor dem Hintergrund 
des dadurch zu erreichenden Bürokratieab- 
baus und des in der Antwort der Bundesregie- 
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rung auf meine schriftliche Frage 8 1 auf Bun- 
destagsdrucksache 16/8664 eingeräumten Be- 
setzungsproblems von Ärztestellen in ländli- 
chen Räumen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 7. April 2008 

Wie bereits in der Antwort der Bundesregierung auf Ihre schriftliche 
Frage 81 auf Bundestagsdrucksache 16/8664 dargelegt, wurde die in 
§ 95 Abs. 7 Satz 3 SGB V geregelte Altersgrenze im Rahmen des Ge- 
setzgebungsverfahrens zum Vertragsarztrechtsänderungsgesetz ein- 
gehend erörtert. Es wurde entschieden, eine Aufhebung nur in den 
Fällen vorzusehen, in denen der Landesausschuss der Ärzte und 
Krankenkassen feststellt, dass in einem bestimmten Gebiet eines 
Zulassungsbezirks eine ärztliche Unterversorgung eingetreten ist oder 
unmittelbar droht. Solche Feststellungen dürften in erster Linie in 
ländlichen Regionen in Betracht kommen. 

Eine gänzliche Aufhebung der Altersgrenze wird nach wie vor nicht 
für erforderlich gehalten. Das Bundessozialgericht weist in seiner 
jüngsten Entscheidung zutreffend darauf hin, dass die Atersgrenze 
aus mehreren Gesichtspunkten gerechtfertigt ist: Neben dem vom 
Bundesverfassungsgericht angeführten Schutz der Gesundheit der 
Versicherten dient die Altersgrenze der Chancenwahrung für jüngere, 
an einer Zulassung interessierte Ärzte und dem öffentlichen Interesse, 
dass durch die Zulassung Jüngerer auch neuere medizinische Erkennt- 
nisse in das System der vertragsärztlichen Versorgung eingebracht 
werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau und Stadtentwickiung 


36. Abgeordneter 

Daniel 

Bahr 

(Münster) 

(FDP) 


Wann und mit welchem detaillierten Inhalt hat 
der Bund mit der Deutschen Bahn AG eine 
Finanzierungsvereinbarung über die Sanierung 
des Hauptbahnhofs Münster geschlossen, bzw. 
wann und mit welchem Inhalt soll eine solche 
geschlossen werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 8. April 2008 

Vereinbarungen über die Finanzierung von Schienenwegevorhaben 
kommen dann zu Stande, sobald der Geltungsbereich der Vereinba- 
rung und damit die Finanzierungsanteile festlegbar sind. Die entspre- 
chenden Planungen werden nach Angaben der DB Station&Service 
AG in der zweiten Jahreshälfte 2008 vorliegen. 
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37. Abgeordnete 

Sevim 
Dagdelen 
(DIE LINKE.) 


Wie bewertet die Bundesregierung bei dem 
sechsspurigen Ausbau der Bundesauto- 
bahn 57, nachdem sie vom Land Nordrhein- 
Westfalen Ende 2007 ein Votum für eine 
weiterzuverfolgende Vorzugslösung erhalten 
hat, die Tunnel-Trog-Lösung im Bereich der 
Anschlussstelle Krefeld-Oppum bis zur An- 
schlussstelle Krefeld-Gartenstadt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 8. April 2008 

Der Bundesregierung liegt, entgegen meiner geäußerten Erwartung 
vom 27. November 2007, ein Votum des Landes Nordrhein-Westfalen 
zu einer Ausbau- und Lärmschutzvariante des sechsspurigen Ausbaus 
der Bundesautobahn 57 in Krefeld bisher nicht vor. 


38. Abgeordnete 

Dr. Christel 
Happach-Kasan 

(EDP) 


Wie ist der Planungsstand für den Bau der im 
Vordringlichen Bedarf des Bundesverkehrs- 
wegeplans aufgeführten Ratzeburger Orts- 
umgehung? 


39. Abgeordnete 

Dr. Christel 
Happach-Kasan 

(PDP) 


Welche konkreten Planungsschritte sind seit 
der inzwischen erfolgten regionalen Einigung 
der Städte Mölln und Ratzeburg sowie der Ge- 
meinden Schmilau, Predeburg und Ziethen auf 
eine gemeinsame Trassenführung, die für Rat- 
zeburg, Ziethen, Schmilau und Mölln-Nord 
eine gemeinsame Umgehung schafft, unter- 
nommen worden? 


40. Abgeordnete Wie ist der Stand der Umweltverträglichkeits- 

Dr. Christel Prüfung? 

Happach-Kasan 

(PDP) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Kasparick 
vom 4. April 2008 

Die Prägen 38, 39 und 40 werden wegen ihres Sachzusammenhangs 
gemeinsam beantwortet. 

Pür die Bundesstraße 208, Ortsumgehung Ratzeburg, die im Bedarfs- 
plan für die Bundesfernstraßen 2004 im Vordringlichen Bedarf mit 
besonderem naturschutzfachlichem Planungsauftrag eingestuft ist, 
wurde eine verkehrswirtschaftliche und ökologische Untersuchung 
durchgeführt. Sie ergab, dass der weiträumige Verkehr von der Bun- 
desstraße 208 östlich von Ratzeburg über die geplante Umgehung 
südlich von Ratzeburg zur Bundesstraße 207 in Richtung Mölln 
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gerichtet ist. Daher hat das Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung im Dezember 2007 einer Trasse mit einer Umfah- 
rung von Ratzeburg und Schmüau, dem Ausbau der Landesstraße 202 
und einer Umfahrung von Mölln-Nord zur Entlastung Ratzeburgs 
zugestimmt. 

Die zuständige Straßenbauverwaltung des Landes als Auftragsverwal- 
tung für die Bundesfernstraßen in Schleswig-Holstein beabsichtigt, die 
Umweltverträglichkeitsstudie in Kürze einzuleiten. Zurzeit erfolgen 
vorbereitende Abstimmungen hinsichtlich Planungsinhalten, Ab- 
schnittsbildung und Zeitbedarf 


41. Abgeordnete Wann rechnet die Bundesregierung mit dem 

Dr. Christel Baubeginn? 

Happach-Kasan 

(FDP) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Kasparick 
vom 4. April 2008 

Aufgrund des frühen Planungsstadiums kann keine Aussage über 
einen Baubeginn gemacht werden. 


42. Abgeordneter 

Lutz 

Heilmann 

(DIE LINKE.) 


Ist die Bundesregierung, angesichts der Ver- 
kehrsprognose 2025 vom 14. November 2007, 
die für 2025 eine Schienengüterverkehrsleis- 
tung von 152 Mrd. tkm prognostiziert, der 
Auffassung, dass die im Entwurf des Master- 
plans Güterverkehr und Logistik vorgesehenen 
Maßnahmen ausreichen, um im Jahr 2025 eine 
Schienengüterverkehrsleistung von 190 Mrd. 
tkm zu erreichen und damit gegenüber 2004 
mehr als zu verdoppeln, und auf welche Unter- 
suchungen, Berechnungen, Studien o. Ä. stützt 
die Bundesregierung ihre Annahme einer 
Schienengüterverkehrsleistung von 190 Mrd. 
tkm in 2025? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 7. April 2008 

Der Entwurf des Masterplans Güterverkehr und Logistik enthält eine 
Vielzahl von Maßnahmen, die geeignet sind, die Leistungsfähigkeit al- 
ler Verkehrsträger, also auch der Schiene, deutlich auszubauen. Diese 
Maßnahmen können bei konsequenter Umsetzung die für 2025 zu 
erwartende Schienenverkehrsleistung spürbar positiv beeinflussen. 
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43. Abgeordneter 
Winfried 
Hermann 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie hoch waren die Istausgaben für Investitio- 
nen in die Bundesfernstraßen in den Jahren 
2006 und 2007 im Vergleich zum Planansatz? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 4. April 2008 

In der jeweils festgestellten Passung der Bundeshaushalte 2006 und 
2007 waren in den Kapiteln 12 02 und 1210 die nachfolgend darge- 
stellten Investitionsansätze für die Bundesfernstraßen veranschlagt. 

Die Differenzen zwischen den Sollansätzen und Istausgaben ergeben 
sich insbesondere aus den Mittelzuweisungen aus dem Europäischen 
Ponds für regionale Entwicklung (EPRE) sowie aus verkehrsträger- 
übergreifenden Mittelausgleichen. 


Investitionen in Mio. Euro * 

2006 

2007 

Sollausgaben 

4.865,0 

4.700,8 

Istausgaben 

5.143,8 

4.890,0 


• Einschließlich der den Ländern gesetzlich zustehenden Zweckausgabenpauschale bei den Investitionen über die VIFG. 


44. Abgeordneter 
Bernd 
Heynemann 

(CDU/CSU) 


Bis wann gibt die Bundesregierung die Stand- 
orte zur Errichtung von 1 1 000 zusätzlichen 
Ekw-Parkplätzen bekannt, und bis zu welchem 
Zeitpunkt werden diese Parkplätze zur Verfü- 
gung stehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 8. April 2008 

Nach heutigem Stand ist vorgesehen, im Rahmen des Ausbaupro- 
gramms bis zum Jahr 2015 das Ekw-Parkflächenangebot an bewirt- 
schafteten und unbewirtschafteten Rastanlagen der Bundesautobah- 
nen bundesweit von derzeit rund 21000 um rund 11000 auf dann 
rund 32 000 Ekw-Parkplätze zu erweitern. Die Umsetzung dieses Ziels 
erfolgt sukzessive, wobei die Eänder die hierfür erforderlichen Neu- 
und Ausbaumaßnahmen im Rahmen der Bundesauftragsverwaltung 
der Bundesfernstraßen planen und realisieren. 


45. Abgeordneter 

Bernd 

Heynemann 

(CDU/CSU) 


Welche konkreten Maßnahmen liegen vor, um 
den Güterkraftverkehr mit Harmonisierungs- 
beihilfen effektiv zu unterstützen, ohne dabei 
die Maut zu erhöhen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 8. April 2008 

Im Zusammenhang mit der Einführung der Lkw-Maut wurde 2003 
vereinbart, dass das deutsche Güterkraftverkehrsgewerbe durch kon- 
krete Maßnahmen jährlich um einen Betrag von insgesamt 600 Mio. 
Euro zu entlasten ist (übereinstimmende Beschlüsse von Bundestag, 
Bundesrat und Bundesregierung, so genannter Mautkompromiss). 

Zur Umsetzung des Mautkompromisses wurden bereits die Absen- 
kung der Kfz-Steuer und ein Innovationsprogramm zur Anschaffung 
besonders emissionsarmer Ekw mit einem Einanzvolumen von insge- 
samt 250 Mio. Euro realisiert. Weitere Maßnahmen zur Erreichung 
des zugesagten Harmonisierungsvolumens werden derzeit erarbeitet 
und intensiv geprüft. 

Bis zur vollständigen Umsetzung des Mautkompromisses wird eine 
abgesenkte Maut erhoben. Bei Realisierung weiterer Maßn a hmen ist 
die Maut entsprechend anzuheben, d. h. die Harmonisierungsmaßnah- 
men werden aus den entsprechenden Mauteinnahmen aufkommens- 
neutral finanziert. 


46. Abgeordneter 
Dr. Anton 
Hofreiter 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Aus welchen Gründen findet kein Erörterungs- 
termin für das geplante Straßenbauprojekt 
„Anbau einer zweiten Eahrbahn der Umge- 
hung Schirnding“ statt, und welches Verkehrs- 
aufkommen rechtfertigt den autobahnähnli- 
chen Ausbau der Bundesstraße 303? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 9. April 2008 

Die Regierung von Oberfranken als Anhörungsbehörde hat angesichts 
der positiven Stellungnahmen der Straßenbauverwaltung zu nahezu al- 
len Einwänden auf die Durchführung eines Erörterungstermins ver- 
zichtet. 

Der Gesetzgeber hat den zweibahnigen Ausbau der Bundesstraße 
303n festgelegt. Die jüngste Verkehrsuntersuchung bestätigt mit 
Prognosewerten zwischen rund 20 000 Kfz/24 h und 22 000 Kfz/24 h 
die dem Bedarfsplan zugrunde liegende Prognosebelastung gleicher 
Größe. 


47. Abgeordneter 

Dirk 

Manzewski 

(SPD) 


Eiegen der Bundesregierung Erkenntnisse da- 
rüber vor, dass auf der einen Seite die Zahl der 
im deutschen Register eingetragenen Schiffe 
zunimmt, während auf der anderen Seite die 
Zahl der tatsächlich unter deutscher Elagge 
fahrenden Schiffe rückgängig ist und wie sich 
diese Zahlen seit 1999 entwickelt haben? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 4. April 2008 

Die Entwicklung der deutschen Handelsflotte seit Einführung der 
Tonnagesteuer zum 1. Januar 1999 stellt sich wie folgt dar: 


Stichtag 

Deutsches Register 

Deutsche Flaggen 

Fremde Flaggen 

Gesamt 

Anzahl 

Schiffe 

Mio. 

BRZ/BRT 

Anzahl 

Schiffe 

Mio. 

BRZ/BRT 

Anzahl 

Schiffe 

Mio. 

BRZ/BRT 

31.12.1998 

847 

8,099 

646 

4,858 

1.493 

12,957 

31.12.1999 

717 

6,536 

735 

6,759 

1.452 

13,295 

31.12.2000 

678 

6,5 

888 

9,032 

1.566 

15,532 

31.12.2001 

605 

6,19 

1.075 

12,332 

1.680 

18,522 

31.12.2002 

549 

6,093 

1.203 

14,833 

1.752 

20,926 

31.12.2003 

482 

5,778 

1.469 

19,526 

1.951 

25,304 

31.12.2004 

508 

7,577 

1.592 

23,496 

2.100 

31,073 

31.12.2005 

603 

11,475 

1.751 

29,661 

2.354 

41,136 

31.12.2006 

574 

11,248 

2.202 

41,391 

2.776 

52,639 

31.12.2007 

546 

12,693 

2.523 

49,431 

3.069 

62,124 


48. Abgeordneter 

Dirk 

Manzewski 

(SPD) 


Wenn ja, welche Maßnahmen plant die Bun- 
desregierung in diesem Zusammenhang zu er- 
greifen, und geht sie davon aus, dass die 1999 
eingeführte Tonnagesteuer insoweit ihre ge- 
plante Wirkung verfehlt hat? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 4. April 2008 

Die Inanspruchnahme der Tonnagesteuer ist nicht an das Eühren der 
deutschen Plagge gebunden. Die 1999 eingeführte Tonnagesteuer hat 
die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit des Schifffahrtsstandortes 
Deutschland zum Ziel und ist ein wesentliches Element des von der 
Bundesregierung verabschiedeten schifffahrtspolitischen Konzepts 
zur Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen der deut- 
schen Seeschifffahrt im globalen Umfeld. Sie ist auch eine entschei- 
dende Voraussetzung für die Vereinbarungen und den Erfolg des Ma- 
ritimen Bündnisses sowie für die Kontinuität der Politik der Bundes- 
regierung zugunsten des heimischen maritimen Standortes. 

Das Wachstum der Plotte und der Tonnage unter deutschem Register 
insgesamt geht einher mit einem Ansteigen der Zahl der Eandbeschäf- 
tigten. Seit Einführung der Tonnagesteuer sind mehr als 5 000 neue, 
hochwertige Eandarbeitsplätze allein in Reederei- und Maklerunter- 
nehmen geschaffen werden. 

Im Hinblick hierauf ist festzustellen, dass durch die Tonnagesteuer die 
Wirtschaftstätigkeit und die Beschäftigung in der Bundesrepublik 
Deutschland gefördert und gestärkt werden. 
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49. Abgeordneter 
Peter 
Rzepka 

(CDU/CSU) 


Treffen Presseberichte (DER TAGESSPIE- 
GEL vom 2. April 2008) zu, nach denen der 
Eertigstellungstermin, Anfang November 
2011, und die Einanzierung des Großflugha- 
fens Berlin Brandenburg International (BBI) 
aufgrund der dort genannten Gründe gefähr- 
det sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Kasparick 
vom 8. April 2008 

Die Elughafen Berlin-Schönefeld GmbH (EBS) als Trägerin des Pro- 
jektes Ausbau des Plughafens Schönefeld zum Single Airport Berlin 
Brandenburg International (BBI) hält weiterhin an dem Projektzeit- 
plan mit der BBI-Eröffnung zum 30. Oktober 2011 fest. Der Bundes- 
regierung sind keine Tatsachen bekannt, die gegen diesen Termin 
sprechen. 


50. Abgeordneter 
Peter 
Rzepka 
(CDU/CSU) 


Gibt es angesichts möglicher Verzögerungen 
und Pinanzierungsschwierigkeiten und sich da- 
raus ergebender Um- bzw. Neuplanungen so- 
wie der aus dem steigenden Pluggastaufkom- 
men resultierenden Kapazitätsengpässe beim 
BBI Pläne des Bundes als Gesellschafter der 
Berliner Plughafen GesellschaftmbH, wie der 
Plughafen Tempelhof als Kapazitätsreserve 
über den 31. Oktober dieses Jahres hinaus of- 
fengehalten werden kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Kasparick 
vom 8. April 2008 

Nein. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


51. Abgeordnete 

Cornelia 

Behm 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Erwägungen liegen der Entscheidung 
zugrunde, in den Referentenentwurf zur No- 
vellierung der Ersten Verordnung zur Durch- 
führung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(1. BImSchV) bisher keinen Dioxingrenzwert 
für Brennstoffe wie Erdöl, Kohle und Holz 
aufzunehmen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Astrid Klug 
vom 9. April 2008 

Dioxine entstehen bei jeder Verbrennung chlorhaltiger organischer 
Stoffe. Bei steigenden Chlorgehalten im Brennstoff ist auch von stei- 
genden Dioxinemissionen bei der Verbrennung auszugehen. So entste- 
hen auch bei der Verbrennung von Heizöl, Kohle und Holz in Klein- 
feuerungsanlagen zwar Dioxine, jedoch in Emissionskonzentrationen, 
die eine Grenzwertfestlegung und einen damit verbundenen hohen 
Aufwand bei der Überwachung nicht rechtfertigen. Die bei diesen 
Brennstoffen entstehenden Dioxinemissionen liegen, unter der Vo- 
raussetzung eines guten Ausbrandes, weit unterhalb des von der Tech- 
nischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft) vorgegebenen 
Grenzwerts von 0,1 ng/m^. 

Bei der Verbrennung von Getreide (Getreideganzpflanzen, Getreide- 
körner und -bruchkörner, Getreideausputz, Getreidespelzen und 
-halmreste sowie Pellets aus diesen Brennstoffen) ist dagegen im Ver- 
gleich zu Holz bedingt durch den chloridhaltigen Düngemitteleinsatz 
von höheren Dioxinemissionen auszugehen, wobei der Grenzwert der 
TA Luft überschritten werden kann. In dem Referentenentwurf zur 
Novelle der 1. BImSchV, in den Getreide als weiterer Regelbrennstoff 
aufgenommen werden soll, soll daher für Leuerungsanlagen, in denen 
Stroh und ähnliche pflanzliche Stoffe sowie Getreide eingesetzt wer- 
den, die Dioxinemission reglementiert werden. Der Referentenent- 
wurf sieht hierfür einen Prüfstandsgrenzwert für Dioxine und Lurane 
entsprechend dem Dioxingrenzwert der TA Luft von 0,1 ng/m^ vor. 


52. Abgeordneter 

Hans-Josef 

Fell 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche neuen Maßnahmen und Aktivitäten 
plant die Bundesregierung, um in der Union 
für das Mittelmeer die Stromerzeugung aus 
Solar- und Windenergie in den nordafrikani- 
schen Ländern zu unterstützen, die dann teil- 
weise auch für die europäische Stromversor- 
gung zur Verfügung stünde, wie dies z. B. der 
DESERTEC-Ansatz vorschlägt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Müller 
vom 7. April 2008 

Der Ausbau der erneuerbaren Energien und insbesondere der solar- 
thermischen Stromerzeugung in den Ländern Nordafrikas und des 
Nahen Ostens (MENA) in Verbindung mit einem Stromverbund im 
Mittelmeerraum liegt im gesamteuropäischen Interesse. In mehreren 
Szenarien zum Ausbau der erneuerbaren Energien spielt die Idee sola- 
rer Stromimporte aus Kraftwerken im MENA-Raum eine wichtige 
Rolle. Um die Idee eines Solarstromverbundes mit Afrika voranzutrei- 
ben, hat das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit (BMU) im Rahmen seiner Eorschungsförderung drei 
Studien des Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt e. V. unter 
besonderer Berücksichtigung der solaren Potenziale im MENA-Raum 
und deren Nutzung durch solarthermische Kraftwerke unterstützt. 
Das BMU wird auch zukünftig die Verbreitung solarthermischer 
Kraftwerke im Rahmen der Eorschungsförderung im Bereich erneuer- 
barer Energien, d. h. durch die Eörderung konkreter Eorschungs-, 
Entwicklungs- und Demonstrationsprojekte, unterstützen. 
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Darüber hinaus finanziert die Bundesregierung (6 Mio. Euro BMZ- 
Mittel) gemeinsam mit Ägypten (4 Mio. Euro), Dänemark ( 2 Mio. 
Euro) und der Europäischen Kommission (3 Mio. Euro) das in Kairo 
ansässige Regionalzentrum für erneuerbare Energien und Energieeffi- 
zienz (MCREEE). Das MCREEE wird sich zum sog. Think Tank der 
Region für erneuerbare Energien und Energieeffizienz entwickeln. 
Hierzu wird es Eorschung und Politikberatung im Energiesektor an- 
bieten und als Schlüsselinstitution für den Energiedialog zwischen den 
MENA-Staaten (Marokko, Algerien, Tunesien, Eibyen, Jordanien, Sy- 
rien, Eibanon, Palästina und Jemen) sowie der EU und ihren Mitglied- 
staaten dienen. 

Es bietet sich an, auch im Rahmen des Barcelona-Prozesses (Union 
für das Mittelmeer) entsprechende Programme und Projekte zu reali- 
sieren. Über die erheblichen finanziellen Mittel der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik (ENP), die zum größeren Teil dem Mittelmeer- 
raum zugutekommen sollen, sind anspruchsvolle Projekte finanzier- 
bar. Dies gilt umso mehr, als die ENP regionale Projektansätze - zu 
denen Energieprojekte gehören müssen - favorisiert. 

Auf der für den 13. Juli 2008 in Paris geplanten Gipfelkonferenz der 
EU-Mitgliedstaaten mit den Mittelmeeranrainern sollen konkrete 
Kooperationsmaßnahmen und -aktivitäten identifiziert werden. 

Die Bundesregierung wird sich bei dieser Gelegenheit u. a. dafür ein- 
setzen, dass - aufbauend auf der bereits bisher im Rahmen des Barce- 
lona-Prozesses bestehenden Kooperation und entlang des von den 
EuroMed-Energieministern im Dezember 2007 verabschiedeten 
„Priority Action Programme for Euro-Mediterranean Energy Co- 
operation“ - der Zusammenarbeit im Bereich der erneuerbaren Ener- 
gien, der Energieeffizienz und dem Ausbau bestehender Energienetze 
hohe Priorität eingeräumt wird. 

Darüber hinaus setzt sich die Bundesregierung dafür ein, dass zur Er- 
reichung des EU-weiten Ziels von 20 Prozent erneuerbarer Energie 
am Gesamtenergieverbrauch der 27 Mitgliedstaaten im Jahr 2020 
auch Strom aus erneuerbaren Quellen aus Nordafrika angerechnet 
werden kann, der in die EU eingeführt und hier verbraucht wird. Dies 
sieht der Vorschlag der Europäischen Kommission für eine neue um- 
fassende EU-Richtlinie zu erneuerbaren Energien vor, und Deutsch- 
land unterstützt diesen Ansatz. Damit können sehr gute Wind- und So- 
larenergiepotenziale in den südlichen Eändern des Mittelmeerraums 
erschlossen und diesen Eändern weitere Einnahmen aus Energieex- 
porten ermöglicht werden. 

Darüber hinaus gibt es im Rahmen der Exportinitiative Erneuerbare 
Energien der Bundesregierung unter Eederführung des Bundesminis- 
teriums für Wirtschaft und Technologie seit 2003 eine Reihe von Akti- 
vitäten in allen MENA-Eändern. Dazu gehören Veranstaltungen des 
AHK-Geschäftsreiseprogramms (AHK: Außenhandelskammern), 
Informations- und Kontaktveranstaltungen, Messebeteiligungen, ver- 
schiedene Demonstrationsprojekte (Solardachprogramm) auf öffent- 
lichkeitswirksamen Gebäuden des Ziellandes und die Technologie- 
wanderausstellung Erneuerbare Energien. Damit wurde u. a. auch der 
Markteintritt deutscher Unternehmen aus dem Bereich solarthermi- 
scher Kraftwerke in der MENA-Region unterstützt. 
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53. Abgeordnete 

Bärbel 

Höhn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Von welcher gesicherten Eeistung in Megawatt 
bis 2020 geht die Bundesregierung aus - be- 
züglich der beschlossenen Ausbauziele bei der 
Kraft-Wärme-Kopplung (25 Prozent) und bei 
den erneuerbaren Energien (rund 30 Prozent)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Müller 
vom 4. April 2008 

Die Zukunftsperspektiven der deutschen Stromversorgung wurden in 
einer Reihe von Studien wissenschaftlich untersucht. Aus dem Bereich 
der Bundesregierung und ihrer Einrichtungen wurden seit dem letzten 
Jahr hierzu folgende Studien erstellt: Die Szenarien von Prognos/EWI 
für die Energiegipfel einschließlich der Zwei-Prozent-Variante (2007), 
die „Politikszenarien für den Klimaschutz IV“ von Öko-Institut/DIW/ 
Eraunhofer ISI (2007), die „EE-Eeitstudie 2007“ des BMU 
(Dr. Nitsch/DER, 2007), die dena-Kurzanalyse der Kraftwerkspla- 
nung in Deutschland (2008) und die Untersuchung „Atomausstieg 
und Versorgungssicherheit“ (Umweltbundesamt, 2008). 

Die o. g. Untersuchungen werden derzeit von der Bundesregierung 
geprüft und diskutiert. Eine abschließende Meinungsbildung ist noch 
nicht erfolgt. 


54. Abgeordneter 

Jürgen 

Trittin 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Sieht die Bundesregierung einen Handlungs- 
bedarf, wenn die verpflichtende Senkung der 
Eeinstaubbelastung mithilfe der Einführung 
von Umweltzonen durch das Handeln von 
Bundesländern konterkariert wird, wie dies in 
Berlin die Berliner Verkehrsbetriebe (BVG) im 
Bereich des öffentlichen Personennahverkehrs 
(ÖPNV) mit Bussen erreichten, indem sie für 
ihre eigenen nicht schadstoffarmen Eahrzeuge 
Ausnahmegenehmigungen beantragt haben 
während Busse mit Erdgasantrieb, die von 
Subunternehmern im Auftrag der BVG betrie- 
ben wurden, durch Kündigung der ÖPNV- 
Verträge nicht mehr zum Einsatz kommen 
können? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Astrid Klug 
vom 7. April 2008 

Eür Maßnahmen zur Erfüllung der Euftqualitätsstandards, die das 
Bundes-Immissionsschutzgesetz und sein untergesetzliches Regelwerk 
begründen, sind nach der bundesstaatlichen Kompetenzordnung die 
Bundesländer zuständig. Ob und inwieweit Umweltzonen und Rege- 
lungen zu Eahrverboten eingerichtet werden, entscheiden die Behör- 
den der Bundesländer in eigener Verantwortung. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung 
und Forschung 


55. Abgeordnete 

Petra 

Pau 

(DIE LINKE.) 


Wann genau haben die Kultusminister der 
Länder und des Bundes in den letzten zehn 
Jahren über Holocaust-Education beraten, und 
welche Empfehlungen und Beschlüsse wurden 
im Rahmen der Kultusministerkonferenz zu 
diesem Thema gefasst? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Andreas Storm 
vom 9. April 2008 

Diese Präge betrifft den Unterrichtsinhalt vornehmlich des Pachs Ge- 
schichte, aber auch anderer einschlägiger Pächer. Damit ist die Lehr- 
plangestaltung angesprochen, die allein Sache der einzelnen Länder 
ist und auf der Ebene der Ständigen Konferenz der Kultusminister 
der Länder in der Bundesrepublik Deutschland (KMK) nicht koordi- 
niert wird. 

Dennnoch hat sich die KMK verschiedentlich zu der Thematik „Un- 
terricht über den Holocaust“ geäußert und sich engagiert. So hat z. B. 
die Präsidentin der KMK anlässlich des 10. Nationalen Gedenktages 
an die Opfer des Nationalsozialismus (27. Januar 2008) die Schulen 
aufgerufen, an diesem Tage an den Holocaust zu erinnern und als An- 
lass für eine vertiefte Auseinandersetzung mit der Thematik zu nutzen. 
Am 27. Januar 1945 wurde das Vernichtungslager Auschwitz befreit. 

Am 23./24. April 2007 führte die Bundeszentrale für politische Bil- 
dung in Zusammenarbeit mit dem KMK-Sekretariat eine Pachtagung 
zum Thema „Holocaust und Nationalsozialismus im Unterricht - 
Überlegungen zu einer zeitgemäßen Vermittlung“ durch. 

Im Jahr 1998 starteten Schweden, die USA, Großbritannien, Israel 
und Deutschland eine breit angelegte internationale Initiative zum 
Thema „Holocaust“ und gründeten die Task Porce for International 
Cooperation on Holocaust Education, Remembrance and Research. 
Dieser Initiative schlossen sich im Laufe der Jahre weitere Staaten an, 
so dass die Task Porce mittlerweile insgesamt 24 Mitgliedstaaten 
zählt. In diesem Verbund arbeiten Porschungseinrichtungen, staat- 
liche Träger und private Stellen zusammen. Auch die KMK wirkt hier 
mit. Leitlinie ist die gemeinsame Überzeugung, dass die Erinnerung 
an den Holocaust wachgehalten werden muss, um eine Wiederholung 
solcher Verbrechen für die Zukunft kategorisch auszuschließen. 

Im Übrigen ist es dezidiertes Anliegen der jüdischen Seite, die Ver- 
mittlung von Wissen über das Judentum nicht allein auf den Holo- 
caust zu beschränken, sondern das Judentum als wesentlichen Mit- 
gestalter des Lebens in Deutschland darzustellen. 


Berlin, den 11. April 2008 
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